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Antrag 

der Fraktion der SPD 

betr. Sondermaßnahmen für den Wohnungsbau zu- 
gunsten der Zuwanderer und Aussiedler 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

zur Sicherung und Beschleunigung des Wohnungsbaues für 
Zuwanderer aus der sowjetischen Besatzungszone und dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin sowie für Aussiedler 
in das Bundesgebiet und in das Land Berlin folgende Son- 
dermaßnahmen zu treffen: 

1. Jährliche Sondermittel für den Wohnungsbau zugunsten der 
Zuwanderer aus der SBZ 

ln den Haustialtsplan für den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Wohnungsbau sind jährlich über die Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau auf Grund des Zweiten 
Wühnungsbaugesetzes hinaus in ausreichender Höhe be- 
sondere Förderungsmittei eiiizustelien, um die Wohnungs- 
versorgung der Zuwanderer und Aussiedler gemäß der dem 
Bund obliegenden Verpfliditung rechtzeitig sicherzustellen. 
Dabei ist ferner zu gevvährleisten, daß öffentliche Mittel 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes nicht dem sozialen Woh- 
nungsbau für bedürftige einheimische Wohnungsudiende 
entzogen werden. 

2. Besondere Regelung im Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1958 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1958 sind 
die Förderungsinittel so liodi zu bemessen, daß damit die 
erforderlichen Wohnungen für alle bis zum 31. Dezember 1957 
in die Bundesrepublik gekommenen und für die voraussicht- 
lich im Jahre 1958 noch kommenden Zuwanderer und Aus- 
siedler finanziert werden können. 
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3. Gesamtmittel in Höhe von zwei Dritteln der Herstellungs- 
kosten 

Die Förderungsmittel des Bundes sind den Ländern nach 
den gleichen Grundsätzen zu überlassen, wie die in § 18 
Abs, 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bereitgestell- 
ten Bundesmittel zur Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues. Sie sollen nach der Zahl der zu fördernden Woh- 
nungen mindestens zwei Drittel der in den Ländern im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau durchschnittlich ent- 
stehenden Herstellungskosten betragen. 

4. Frühzeitige Bereitstellung zusammen mit den Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaues 

Die Förderungsmittel sind den Ländern wie die Haushalts- 
mittel des Bundes für den sozialen Wohnungsbau zuzu- 
teilen und gleichzeitig mit diesen bis zum 1. Dezember des 
dem Rechnungsjahr vorangegangen Jahres zu verteilen. 
§ 19 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. 

5. Die Durchfinanzierung der Bauvorhaben 

Mit den Landesregierungen ist bei Hergabe der Bundes- 
mittel zu vereinbaren, daß die Länder die einzelnen Bau- 
vorhaben unter Heranziehung von Darlehen des Kapital- 
marktes und, soweit erhältlich, von Aufbaudarlehen (§ 254 
LAG) mit den nachrangigen zinslosen öffentlichen Darlehen 
vollständig durchfinanzieren. 

6. Finanzierung der Aufschließungsmaßnahmen 

Die Länder sind zu ermächtigen, den Gemeinden Darlehen 
zur anteiligen Finanzierung von Aufsdiließungsmaßnahmen 
sowie von Gemeinsciiaftsanlagen und Folgeeinrichtungen er- 
forderlichenfalls in Höhe bis zu 5 v. H. der ihnen jährlich 
für diese Maßnahmen zur Verfügung stehenden Bundesmittel 
zu gewähren. 

7. Keine isolierten, sondern gemeinschaftliche Wohn- und 
Siedlungsanlagen 

Die Länder sollen mit den Gemeinden dahin wirken, daß 
die Bauvorhaben für die Zuwanderer und Aussiedler räum- 
li(±L und zeitlich möglichst mit anderen Bauvorhaben des 
sozialen Wohnungsbaues zu städtebaulichen Gesamtanlagen 
verbunden werden. 


Bonn, den 25. Februar 1958 


Ollenhauer und Fraktion 



